
dium seiner Kinder in Westdeutschland bestimmt. Der 
Angeklagte hatte dieses Geld, wie er selbst einließ, 
dann mit nach Westberlin genommen, wenn er sich auf 
Durchreise oder auf Besuch seines Bruders befand. 
Hierzu war er in jedem Falle mit der Eisenbahn dort­
hin gereist. Dieses ausgeführte Geld hat er in West­
berlin auf das Konto seines Bruders einzahlen lassen. 
Im Mai 1958 war der Angeklagte zweimal mit seinem 
PKW, und zwar am 4. und am 10. Mai 1958 nach Ber­
lin gefahren, wobei er beim ersten Mal vier Koffer und 
beim zweiten Mal sechs Koffer mit wertvollen Büchern 
dorthin verbrachte. Mit seinem PKW hatte er in bei­
den Fällen die 10 Koffer bis zum Bahnhof Friedrich­
straße befördert. Nachdem er die ersten vier Koffer in 
der Gepäckaufbewahrung aufgegeben hatte, war er 
nach dem 2. Transport zusammen mit seinem Sohn 
dazu übergegangen, diese Koffer vom S-Bahnhof 
Friedrichstraße nach dem Westsektor von Gr.-Berlin 
zu verbringen. Es war ihm gelungen vier Koffer in die 
Wohnung einer alten Bekannten namens K. G. nach 
Berlin-Eichkamp, Z.-weg zu verbringen, welche er 
früher als Krankenschwester kennengelernt hatte. Als 
er zum 3. Mal mit zwei weiteren Koffern die S-Bahn 
besteigen wollte, wurde er von den Organen des 
ASZK gestellt.
Die Beweisaufnahme hatte ergeben, daß der Ange­
klagte mit diesen Büchertransporten dazu übergegan­
gen war, seine Republikflucht vorzubereiten. Da ihm 
dieser Teil der Bücher besonders wertvoll war, wollte 
er ihn nicht in der DDR zurücklassen, wenn er später 
seinen Entschluß in die Tat umgesetzt hätte, die DDR 
zu verlassen. Zu dieser Zeit war auch der Angeklagte 
schon in Verhandlungen mit einer Volksbuchhand­
lung Rostock über den Verkauf des übrigen und grö­
ßeren Teiles seiner Hausbibliothek getreten.
Aus diesem Sachverhalt ergab sich, daß der Ange­
klagte mit der Ausfuhr von 8000,— DM die Stabilität 
der Währung und damit, die Wirtschaftsplanung ge­
fährdete und mit dem Verbringen der Bücher die Kon­
trolle der staatlichen Organe in bezug auf Ein- und 
Ausreisen der Bürger verletzt hatte. Objektiv wurde 
vom Angeklagten der Tatbestand des § 1 der Anord­
nung über die Ein- und Ausfuhr von Zahlungsmitteln 
erfüllt. Die ausgeführten Geldbeträge waren Bank­
noten, die nur zum Geldumlauf innerhalb der DDR 
bestimmt waren. Da das Gebiet von Westberlin nicht 
mehr zu diesem Währungsgebiet rechnet, ist die Voll­
ziehung der Ausfuhr begründet. Das Verbringen der 
Bücher stellt konkrete Vorbereitungshandlungen dar, 
die den Zweck hatten, das Verlassen der DDR 
ohne eine erforderliche Genehmigung vorzubereiten. 
Da der Absatz 3 des § 8 des Paßgesetzes bereits Vor­
bereitungshandlungen unter Strafe stellt, ist auch die­
ser Tatbestand vom Angeklagten objektiv erfüllt wor­
den.
Beide Tatbestände wurden auch vom Angeklagten 
subjektiv erfüllt, denn er handelte in allen Fällen vor­
sätzlich.
Antragsgemäß hatte die Strafkammer in der ersten 
Hauptverhandlung auf die vom Staatsanwalt bean­
tragte Gesamtstrafe von zwei Jahren und zwei Mona­
ten erkannt, wobei für das Wirtschafts vergehen eine 
Einsatzstrafe von einem Jahr und vier Monaten und 
für das Paßvergehen eine Einsatzstrafe von einem 
Jahr angenommen wurde.

In ihrer jetzigen Entscheidung folgte auch die Straf­
kammer dem Anträge des Staatsanwaltes bezüglich 
der Einziehung des PKW. Sie sah diese Einziehung für 
erforderlich an, denn der Angeklagte hatte unbestrit­
tenermaßen den PKW zur Durchführung der Straf­
taten benutzt, in welcher er das illegale Verlassen der 
DDR konkret vorbereitete. Für diese Entscheidung war

von Ausschlag, daß die Strafkammer der Überzeugung 
ist, der Transport mit dem PKW stellte eine wesent­
liche Erleichterung bei der Durchführung der straf­
baren Handlung für den Angeklagten dar. Erfah­
rungsgemäß ist es so, daß der Angeklagte bei der 
Ausweiskontrolle am Stadtrand von Berlin mit sei­
nem zahlreichen Gepäck viel eher und leichter auf­
gefallen wäre, wenn er mit der Eisenbahn gefahren 
wäre.
Im PKW dagegen lassen sich diese Gepäckstücke so 
unterbringen, daß sie bei einer oberflächlichen Durch­
sicht nicht so sehr ins Auge fallen. Als wesentlicher 
Gesichtspunkt ist auch hierbei zu berücksichtigen, daß 
die Kontrollorgane gesehen haben, daß es sich beim 
Angeklagten um einen Arzt handelt. Es liegt auf der 
Hand, daß unter diesen Umständen viel weniger der 
Anschein einer solchen strafbaren Handlung entstan­
den sein mag. Die Zollkontrolleure werden auch in 
den meisten Fällen eine Gepäckkontrolle bei einem 
Arzt nicht unnötig ausdehnen wollen, da sie einen 
Arzt, der evtl, dringend zur Hilfeleistung von Men­
schen benötigt wird, von seiner umfangreichen und 
sehr verantwortungsvollen Tätigkeit nicht abhalten 
wollen.

Die heutige Hauptverhandlung ergab auch, daß die 
Familie des Angeklagten durchaus nicht in der Ge­
fahr lebt, den erforderlichen Lebensunterhalt zu be­
sitzen. Ihr Lebensunterhalt ist nicht im geringsten 
gefährdet, denn der Verkauf des größten Teiles der 
Hausbibliothek hat einen Erlös von 22 000,— DM er­
geben, so daß die Ehefrau des Angeklagten und die 
Kinder einen gesicherten Lebensunterhalt haben. Die 
Tatsache, daß der PKW während der Ehe angeschafft 
worden ist, ist für die Frage der Einziehung unbedeu­
tend. Entscheidend ist, daß der PKW zur Durchfüh­
rung der Straftat benutzt wurde. Bezüglich der 
übrigen Urteilsgründe, die die Strafkammer dem ge­
samten Urteil zugrunde legt, beruft sie sich auf das 
Urteil vom 10. 7. 1958. Das gilt sowohl für die Ein­
schätzung der Gesellschaftsgefährlichkeit und der poli­
tisch-moralischen Verwerflichkeit der Handlungen des 
Angeklagten, seines Verhaltens vor und nach der Tat 
und damit seiner besonderen verantwortlichen Stel­
lung als Chefarzt des Kreiskrankenhauses, sowie der 
Einschätzung seiner Motive zu dieser Tat und der Be­
urteilung der übrigen ganzen Umstände.

gez. Kretschmer gez. Holtz gez. Hinz
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Urteil des Kreisgerichts Halberstadt
vom 21. Januar 1959

— S 6/59 — К I 106/58 —

Die Angeklagte wird wegen Beihilfe zur Republik­
flucht nach § 8 des Paßgesetzes i. d. Fassung vom 11. 12. 
1957 zu

5 Monaten Gefängnis
verurteilt.

Aus den G r ü n d e n :
Die Angeklagte ist Arbeiterkind und besuchte die ka­
tholische Volksschule. Später war sie Fabrikarbeiterin 
und war danach in verschiedenen Haushalten als Auf­
wartung tätig.

Später arbeitete die Angeklagte in der Landwirtschaft 
und nach einer weiteren Unterbrechung, seit Frühjahr
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